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Rechtsgrundlagen des schulärztlichen Dienstes 
Kanton Zürich  

Gesundheitsgesetz, Volksschulgesetz und Volksschulverordnung 

Gesundheitsgesetz (GesG, LS 810.1) 

Patientendokumentation § 13 
1 Wer einen Beruf des Gesundheitswesens ausübt, legt über jede Patientin und jeden Pati-
enten eine Patientendokumentation an und führt sie laufend nach. Diese gibt Auskunft über 
die Aufklärung und Behandlung der Patientinnen und Patienten. Als Behandlung gelten ins-
besondere Untersuchungen, Diagnosen, Therapie und Pflege. Die Urheberschaft der Ein-
träge muss unmittelbar ersichtlich sein.  
2 Die Patientendokumentation kann in schriftlicher oder elektronischer Form geführt wer-
den. Wird eine elektronische Aufzeichnungsform gewählt, müssen die Eintragungen in der 
Patientendokumentation datiert, unabänderbar gespeichert und jederzeit abrufbar sein.  
3 Die Patientendokumentation wird während zehn Jahren nach Abschluss der letzten Be-
handlung aufbewahrt.  
4 Die Patientinnen und Patienten haben Anspruch auf Herausgabe der Patientendokumen-
tation in Kopie. Die Herausgabe kann mit Rücksicht auf schutzwürdige Interessen Dritter 
eingeschränkt werden.  
5 Die Bewilligungsinhaberinnen und -inhaber sorgen dafür, dass auch nach ihrem Hin-
schied oder bei einem Verlust der Handlungsfähigkeit die Patientendokumentationen für 
die Patientinnen und Patienten unter Wahrung des Berufsgeheimnisses zugänglich blei-
ben. 

Schweigepflicht und Anzeige § 15 
1 Personen, die einen Beruf des Gesundheitswesens ausüben, und ihre Hilfspersonen wah-
ren Stillschweigen über Geheimnisse, die ihnen infolge ihres Berufes anvertraut worden 
sind oder die sie in dessen Ausübung wahrgenommen haben.  
2 Die Bewilligung der Direktion oder die Einwilligung der berechtigten Person befreit von der 
Schweigepflicht. Innerhalb von Praxisgemeinschaften wird die Einwilligung zur Weitergabe 
von Patientendaten vermutet. 
4 Sie sind ohne Bewilligung oder Einwilligung nach Abs. 2 berechtigt,  

a. den zuständigen Behörden Wahrnehmungen zu melden, die auf ein Verbrechen o-
der Vergehen gegen Leib und Leben, die öffentliche Gesundheit oder die sexuelle 
Integrität schliessen lassen. 

https://www.zh.ch/de/politik-staat/gesetze-beschluesse/gesetzessammlung/zhlex-ls/erlass-810_1-2007_04_02-2008_07_01-108.html
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Anleitung in Schulen § 49 
1 Kanton und Gemeinden sorgen dafür, dass die Schülerinnen und Schüler der Volks-, Mit-
tel- und Berufsschulen dazu angeleitet werden, ihre Gesundheit zu fördern und Erkrankun-
gen zu verhüten.  
2 Der Kanton sorgt für die entsprechende Aus- und Weiterbildung der Lehrkräfte und stellt 
entsprechende Lehrmittel bereit. 

Gesundheit während der Schulpflicht § 50 
1 Schulen, an denen die Schulpflicht erfüllt werden kann, ergreifen Massnahmen zur Prä-
vention und ärztlichen Überwachung ihrer schulpflichtigen Schülerinnen und Schüler.  
2 Sie sorgen für die Beratung in Impffragen und die Erfüllung der Aufgaben nach Art. 21 
Abs. 1 des Bundesgesetzes vom 28. September 2012 über die Bekämpfung übertragbarer 
Krankheiten des Menschen (Epidemiengesetz, EpG). Der Regierungsrat bezeichnet die 
Impfungen, die nach Art. 21 Abs. 2 EpG kostenlos angeboten werden.  
3 Sie bezeichnen eine Schulärztin oder einen Schularzt. Diese oder dieser unterstützt die 
Schulen bei der Erfüllung der Aufgaben nach Abs. 1 und 2 sowie § 54 b. Die freie Arztwahl 
ist gewährleistet. 

Bekämpfung übertragbarer Krankheiten  
Allgemeines § 54 
1 Die Direktion vollzieht das Epidemiengesetz, soweit keine anderen Stellen zuständig sind. 
Der Regierungsrat kann Aufgaben Dritten übertragen.  
2 Der Regierungsrat kann nach Art. 22 EpG Impfungen obligatorisch erklären.  
3 Der Kanton kann an die Kosten, die Dritten durch ihre Mitwirkung beim Vollzug des Epi-
demiengesetzes entstehen, Subventionen bis zu 100 Prozent leisten, soweit sie nicht an-
derweitig gedeckt sind. 

Zusammenarbeit von Kanton und Gemeinden § 54a 
1 Kanton und Gemeinden treffen Vorbereitungsmassnahmen nach Art. 8 Abs. 1 EpG. Sie 
sorgen insbesondere dafür, dass Impfungen grösserer Bevölkerungsgruppen durchgeführt 
werden können. Die Direktion kann die Vorbereitungsmassnahmen näher bestimmen.  
2 Die Gemeinden wirken bei der Verhütung und Bekämpfung übertragbarer Krankheiten 
mit. 

Massnahmen in Institutionen § 54b 
1 Schulen, an denen die Schulpflicht erfüllt werden kann, und Institutionen, die Personen 
mit einem erhöhten Ansteckungs- oder Übertragungsrisiko ausbilden, betreuen oder be-
schäftigen, erfüllen folgende Pflichten:  

a. Sie treffen Massnahmen zur Verhütung übertragbarer Krankheiten. Der Regie-
rungsrat legt diese Massnahmen fest. Die Direktion kann Weisungen erteilen. 
b. Sie wirken bei der Bekämpfung übertragbarer Krankheiten mit.  
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c. Sie teilen den für den Vollzug des Epidemiengesetzes zuständigen kantonalen 
Behörden zwecks Bekämpfung von nach Art. 12 Abs. 6 EpG meldepflichtigen über-
tragbaren Krankheiten auf Anfrage Daten nach Art. 59 Abs. 2 EpG mit.  

2 Zum Zweck gemäss Abs. 1 lit. c können die kantonalen Vollzugsbehörden den verant-
wortlichen Personen der Institutionen mitteilen, dass eine auszubildende, betreute oder be-
schäftigte Person Krankheitserreger übertragen kann oder ansteckungsgefährdet ist. 

Volksschulgesetz (VSG, LS 412.100) 
Schulärztlicher Dienst § 20 
1 Die Gemeinden bezeichnen die schulärztlichen Dienste. Diese verrichten die ihnen nach 
der Gesundheitsgesetzgebung obliegenden Aufgaben.  
2 Die Verordnung regelt Art und Umfang der durchzuführenden Untersuchungen und Mass-
nahmen. Die freie Arztwahl ist gewährleistet. 

Volksschulverordnung (VSV, LS 412.101) 
Schulärztlicher Dienst § 16 
1 Der schulärztliche Dienst des Kantons Zürich berät und unterstützt die Gemeinden und 
die Schulärztinnen und Schulärzte. Er erlässt nach Anhören der betroffenen Organisatio-
nen verbindliche Richtlinien.  
2 Die Schulärztinnen und Schulärzte arbeiten mit den Gemeinden, den Schulen sowie den 
Fachstellen in Fragen der Gesundheitsberatung, Gesundheitserziehung, Gesundheitsför-
derung und Prävention zusammen. 
3 Die Schulärztinnen und Schulärzte sind zusammen mit den Gemeinden für die Verhütung 
und Bekämpfung übertragbarer Krankheiten an Schulen zuständig. Sie sorgen für die not-
wendigen epidemiologischen Abklärungen und wirken bei der Durchführung von Massnah-
men mit.  
4 Die Schulärztin oder der Schularzt untersucht auf Gesuch der Schule bei konkretem Ver-
dacht auf Kindesmisshandlung Schülerinnen oder Schüler. Die Zustimmung der Eltern ist 
nicht nötig. 

Schulärztliche Untersuchungen § 17 
a. Grundsatz 

1 Die Schülerinnen und Schüler werden auf der Kindergartenstufe, in der 5. Klasse der 
Primarstufe und auf der Sekundarstufe schulärztlich untersucht. Auf der Kindergarten-
stufe erfolgen die Untersuchungen in der Regel durch Privatärztinnen und Privatärzte.  
2 Die Gemeinden stellen die Durchführung der schulärztlichen Untersuchungen sicher. 

b. Inhalt § 17a 
1 Bei den schulärztlichen Untersuchungen werden erhoben:  

a. Grösse und Gewicht,  
b. Seh- und Hörvermögen,  
c. Impfstatus.  

2 Auf der Kindergartenstufe erfolgt zusätzlich eine Entwicklungsbeurteilung.  

https://www.zh.ch/de/politik-staat/gesetze-beschluesse/gesetzessammlung/zhlex-ls/erlass-412_100-2005_02_07-2006_08_21-106.html
https://www.zh.ch/de/politik-staat/gesetze-beschluesse/gesetzessammlung/zhlex-ls/erlass-412_101-2006_06_28-2006_08_21-106.html
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3 In der 5. Klasse der Primarstufe und auf der Sekundarstufe kann die Untersuchung 
durch ein freiwilliges Gespräch ergänzt werden. Es bezweckt in erster Linie die Früher-
kennung gesundheitlicher Gefährdungen. 

c. Untersuchungsergebnisse § 17b 
1 Die Schulärztinnen und Schulärzte sowie die Privatärztinnen und Privatärzte erfassen 
die Ergebnisse der Untersuchungen gemäss § 17 a Abs. 1 in einer Untersuchungs-
karte, die der schulärztliche Dienst des Kantons Zürich zur Verfügung stellt.  
2 Sie informieren die Eltern über den Umfang und die Ergebnisse der Untersuchungen. 
Die Eltern informieren die Klassenlehrperson über Ergebnisse, die für die Schule und 
den Unterricht von Bedeutung sind.  
3 Die Schulärztinnen und Schulärzte sowie die Privatärztinnen und Privatärzte teilen der 
Gemeinde die Durchführung der Untersuchung mit.  
4 Die Schulärztinnen und Schulärzte sowie die Privatärztinnen und Privatärzte sind für 
die sichere Aufbewahrung der Untersuchungskarten zuständig. 

d. Kosten § 17c 
1 Auf der Kindergartenstufe erfolgt die Abrechnung gemäss der Verordnung des EDI 
vom 29. September 1995 über Leistungen in der obligatorischen Krankenpflegeversi-
cherung.  
2  Die Gemeinden tragen die Kosten für die Untersuchungen der Schulärztinnen und 
Schulärzte auf der Primarstufe und auf der Sekundarstufe.  
3 Lassen die Eltern die Untersuchung auf der Primar- oder Sekundarstufe bei einer Pri-
vatärztin oder einem Privatarzt durchführen, tragen sie die Kosten. 

e. Impfen § 18 
1 Die Schulärztinnen und Schulärzte beraten die Schülerinnen und Schüler und ihre El-
tern in Impffragen.  
2 Die Schülerinnen und Schüler können sich durch die Schulärztin oder den Schularzt 
impfen lassen.  
3 Für die Schülerinnen und Schüler sind folgende Impfungen kostenlos:  

a. Basisimpfungen gemäss dem Nationalen Impfplan des Bundesamtes für Ge-
sundheit und der Eidgenössischen Kommission für Impffragen,  
b. FSME-Impfung (Frühsommer-Meningoenzephalitis, Zeckenenzephalitis) 
c. Impfungen gemäss § 6 der Vollzugsverordnung zur eidgenössischen Epide-
miengesetzgebung vom 19. März 1975.  

4 Die Kosten für die Impfungen gemäss Abs. 3 werden über den Kanton mit den Kran-
kenkassen abgerechnet. 
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